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1. Allgemeine Bestimmungen 

Die Universität Basel ist eine bikantonale, öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtspersön-
lichkeit und mit dem Recht auf Selbstverwaltung im Rahmen des Staatsvertrags und des Leis-
tungsauftrags der Regierungen der Vertragskantone.  

Die vorliegende Eigentümerstrategie ist ein gemeinsames Führungsinstrument der Regierungen 
der Kantone Basel-Landschaft und Basel-Stadt zur bikantonalen Trägerschaft der Universität. Sie 
konkretisiert die in den kantonalen Normen definierte Funktion der Kantone als Eigentümer und 
umrahmt den Leistungsauftrag 2022–2025, der die Leistungen der Universität spezifiziert. Ergän-
zend zu den bestehenden Bestimmungen (vgl. Beilagen und ergänzende Dokumente), zeigt sie 
die längerfristigen Erwartungen und Interessen der Kantone als Eigentümer der Universität Basel 
auf und legt die langfristigen Stossrichtungen und Ziele der Regierungen für ihren Umgang mit der 
Beteiligung fest. Mit ihrer Veröffentlichung fördern die Kantone die Transparenz gegenüber der Be-
völkerung beider Kantone, dem Landrat und dem Grossen Rat sowie den Organen der Universität. 
Die Regierungen beider Kantone legen die gemeinsame Eigentümerstrategie nach Konsultation 
des strategischen Aufsichtsorgans der Beteiligung, dem Universitätsrat, fest. 

Grundlagen für die Eigentümerstrategie sind der Vertrag zwischen den Kantonen Basel-Land-
schaft und Basel-Stadt über die gemeinsame Trägerschaft der Universität Basel vom 27. Juni 
2006, in Kraft seit 1. Januar 2007 (Staatsvertrag; BS: SG 442.400, BL: SGS 664.1, Beilage 1) so-
wie die kantonalen Vorgaben zu Beteiligungen (BL: Gesetz und Verordnung über die Beteiligun-
gen, SGS 314 und SGS 314.11, BS: Public Corporate Governance-Richtlinien des Regierungsra-
tes vom 9. Januar 2018.) Der Leistungsauftrag 2022–2025 (Beilage 2) konkretisiert die Eigentü-
merstrategie. 

2. Eigentümerziele der Trägerkantone 

Für unsere Gesellschaft, Bildungslandschaft, Wirtschafts- und Kulturregion ist die national und in-
ternational renommierte Universität Basel von erstrangiger Bedeutung. Im Interesse der Öffentlich-
keit betreibt sie kontinuierlich Forschung und Lehre auf höchstem Niveau, bietet ihren Studieren-
den strukturierte Ausbildungen mit anerkannten Abschlüssen auf der akademischen Tertiärstufe 
des Bildungssystems an und stellt ihre Kompetenzen der Gesellschaft in der Form von Dienstleis-
tungen zur Verfügung. Als profilierte Volluniversität leistet sie einen wesentlichen Beitrag zum wis-
senschaftlichen Fortschritt und zu dessen Reflexion, zur Innovationskraft und zur Attraktivität der 
gesamten Region.  

Mit der 2007 eingegangenen partnerschaftlichen Trägerschaft verfolgen die Regierungen des Kan-
tons Basel-Stadt und des Kantons Basel-Landschaft das Ziel, den international hochstehenden 
Standard der Universität zum Wohl der gesamten Region aufrechtzuerhalten und in wesentlichen 
Zukunftsbereichen auszubauen. Für die Erfüllung ihres Kernauftrags im öffentlichen Interesse be-
darf es einer überregionalen Koordination und eines optimalen Einsatzes der öffentlichen Mittel. 
Der Hochschulbereich wird deshalb im Rahmen gemeinsamer Trägerschaften und im engen Dia-
log mit den Bundesbehörden gesteuert und finanziert. So wird garantiert, dass sich die Universität 
in Zukunft weiterhin mit ihrer regionalen Verankerung und ihrer internationalen Strahlkraft als aus-
gezeichnete Lehr- und Forschungsinstitution positionieren kann.  

https://www.gesetzessammlung.bs.ch/app/de/texts_of_law/442.400
http://bl.clex.ch/app/de/texts_of_law/664.1/versions/268
http://bl.clex.ch/app/de/texts_of_law/314
http://bl.clex.ch/app/de/texts_of_law/314.11
https://www.fv.bs.ch/beteiligungsmanagement.html
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3. Politische Vorgaben der Trägerkantone 

Die Universität Basel stärkt mit ihrer Weiterentwicklung den Wissens-, Wirtschafts- und Kultur-
standort. Sie soll als profilierte Volluniversität weiter gefestigt werden. 

3.1. Politische Ziele 

Für fünf strategische Bereiche des öffentlichen Auftrags der Universität werden nachstehend allge-
meine politische Ziele formuliert. Der für vier Jahre gültige Leistungsauftrag konkretisiert diese in 
Leistungszielen und leitet Indikatoren und Standards der Zielerreichung ab. Der Leistungsauftrag 
bezieht sich dabei auch auf die Strategie 2022–2030, mit welcher die Universität ihre langfristig ori-
entierte Planungsgrundlage für die Zukunft legt und eigene Entwicklungsschwerpunkte definiert.  

3.1.1. Lehre inkl. Weiterbildung 

Die Universität bietet eine im nationalen und internationalen Vergleich qualitativ hochstehende und 
attraktive Ausbildung an, sie strebt ein angemessenes Wachstum der Studierendenzahlen an und 
bleibt insbesondere bei Studierenden aus den Trägerkantonen erste Wahl. Die Universität befähigt 
ihre Studierenden zu eigenständigem, kompetentem und verantwortungsbewusstem Wirken in 
Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft. Sie stellt sicher, dass die Qualität der Lehre fortlaufend 
überprüft und optimiert wird.  

3.1.2. Forschung 

Die Universität Basel sichert ihre Position im Spitzenfeld der internationalen Forschung.  

3.1.3. Regionale, nationale und internationale Kooperationen 

Die Universität unterhält Kooperationen mit anderen Institutionen aus Wissenschaft, Gesellschaft, 
Wirtschaft und Kultur, um ihr breites und attraktives Fächerangebot zu sichern, den Wissenstrans-
fer zu erhöhen und Synergiepotenziale zu nutzen. In enger Zusammenarbeit mit der Fachhoch-
schule Nordwestschweiz (FHNW) und der ETH Zürich trägt sie weiter aktiv zum Entstehen eines 
umfassenden Hochschulraums Nordwestschweiz bei. In enger Zusammenarbeit mit anderen Uni-
versitäten am Oberrhein setzt sie sich im Rahmen von EUCOR für eine starke Präsenz und eine 
klare Profilierung ein.  

3.1.4. Organisation und Infrastruktur 

Die Universität ist eine nach modernen Grundsätzen geführte öffentliche Institution. Ihr Manage-
ment basiert auf Transparenz und einer schlanken Organisation.  

3.1.5. Dienstleistungen 

Die Universität ist Teil der Gesellschaft und stellt dieser ihre auf Forschung gestütztes Wissen über 
die reguläre Lehre hinaus in Politik, Wirtschaft, öffentlichen Institutionen und Kultur zur Verfügung. 
Dienstleistungen sind grundsätzlich mindestens kostendeckend und zu branchenüblichen Ansät-
zen zu erbringen. 

3.2. Personelle Ziele 

Die Universität setzt sich aktiv nach innen und nach aussen für Belange der Chancengleichheit, 
Diversity und persönlichen Integrität ein. Insbesondere sorgt sie dafür, dass der verfassungsrecht-
liche Anspruch auf gleichen Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit eingelöst wird. Die Universi-
tät verfügt über interne Beschwerdeinstanzen; sie unterhält eine unabhängige Ombudsstelle. 

3.3. Umweltziele 

Die Universität verpflichtet sich dem Grundsatz der Nachhaltigkeit sowohl in Forschung und Lehre 
als auch in der Betriebsführung. Sie stellt sicher, dass bauliche Massnahmen nachhaltig sind und 
die räumlichen Gegebenheiten effizient genutzt und bewirtschaftet werden. 
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3.4. Finanzielle Ziele 

Im Staatsvertrag und in der Finanzordnung der Universität Basel sind die Regularien der universi-
tären Finanzen festgelegt. Die Trägerkantone behalten sich Regelungen zur Eigenkapitalsituation 
im Hinblick auf die Leistungsauftragsperiode 2026–2029 auf der Grundlage der Eigenkapitalstrate-
gie der Universität vor. 

Die Universität strebt eine möglichst hohe Drittmittelquote an. Zudem betreibt sie weiterhin ein akti-
ves Fundraising zur Förderung von Forschung und Lehre, ohne die akademische Freiheit und Un-
abhängigkeit zu gefährden. Die Universität stellt die Effizienz und Nachhaltigkeit ihrer Leistungser-
bringung sicher. 

3.5. Risikoanalyse 

Die Universität betreibt ein angemessenes und systematisches Risikomanagement mit dem Ziel 
der Risikominimierung. Sie gestaltet, implementiert und betreibt ein geeignetes und angemesse-
nes internes Kontrollsystem (IKS), welches der Grösse, der Komplexität und dem Risikoprofil der 
Institution entspricht. 

4. Vorgaben zur Führung und Steuerung 

Die Vorgaben zur Führung und Steuerung bzw. Governance ergeben sich aus dem Staatsvertrag 
und ergänzenden Ordnungen bzw. Vereinbarungen. Besonderer Wert wird auf die weitgehende 
Selbstverwaltung der Universität gelegt. 

Die Verbindung von strategischer Planung einerseits und zielgerichteter, effizienter Führung ande-
rerseits wird durch vierjährige Leistungsperioden eingelöst. Die Regierungen beider Trägerkantone 
handeln mit der Universität den Leistungsauftrag zusammen mit dem Globalbeitrag aus, der – gül-
tig für vier Jahre – vom Grossen Rat und vom Landrat genehmigt wird. Indem die Regierungen die 
politischen Leitplanken im Leistungsauftrag formulieren, trägt der Leistungsauftrag der im Staats-
vertrag festgelegten Kompetenzverteilung zwischen Parlamenten, Regierungen und Universität 
Rechnung. 

Spezifische Leistungsvereinbarungen eines Partnerkantons können den bikantonalen Leistungs-
auftrag ergänzen, wobei diese kostendeckend und separat zu finanzieren sind. So betraut der 
Kanton Basel-Stadt die Universitätsbibliothek mit kantonsbibliothekarischen Aufgaben und finan-
ziert die Studien- und Studierendenberatung als kantonales Angebot mit. 

4.1. Oberaufsicht durch die Parlamente 

Die Parlamente haben gemäss § 19 des Staatsvertrags die parlamentarische Oberaufsicht über 
die Universität inne. Sie genehmigen den Globalbeitrag und den von den Regierungen der Ver-
tragskantone ausgehandelten und erteilten Leistungsauftrag. Als gemeinsames Organ der Ober-
aufsicht fungiert die interparlamentarische Geschäftsprüfungskommission, die den Vollzug des 
Staatsvertrags überprüft und den Parlamenten Bericht erstattet, die Berichterstattung zum Leis-
tungsauftrag prüft und Geschäfts- sowie Revisionsbericht zur Kenntnis nimmt.  

Eine wesentliche Steuerungsfunktion kommt den Parlamenten bei Grossinvestitionen für die Uni-
versität zu, die als separate Investitionsvorlagen ausserhalb des Globalbeitrags an die Parlamente 
beider Kantone zu richten sind. 

4.2. Regierungsräte 

Die Regierungsräte der beiden Trägerkantone stellen gemäss § 21 des Staatsvertrags die wirk-
same Aufsicht über die Universität sicher. Die Vertretung der Eigentümerinteressen gegenüber der 
Universität Basel wird im Auftrag der Regierungen der Trägerkantone für den Kanton Basel-Land-
schaft durch die Bildungs-, Kultur und Sportdirektion, für den Kanton Basel-Stadt durch das Erzie-
hungsdepartement wahrgenommen. 

Mindestens einmal jährlich findet ein Eigentümergespräch zwischen Vertretern der Trägerkantone 
und der Universität statt. 
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4.3. Aufsicht durch den Universitätsrat 

Der Universitätsrat ist das oberste Organ der Universität. Die Regierungen der Trägerkantone 
wählen je fünf Mitglieder dieses elfköpfigen Gremiums.  Als Vertretung des Regierungsrates neh-
men die Vorsteherinnen bzw. die Vorsteher des Erziehungsdepartements bzw. der Bildungs-, Kul-
tur- und Sportdirektion Einsitz in den Universitätsrat. Auf diese Weise können die Regierungen 
Einfluss auf die Steuerung der Universität und die wirtschaftliche Verwendung der kantonalen Mit-
tel nehmen sowie die Verzahnung der Universität mit den Parlamenten und Verwaltungen sicher-
stellen. Das Präsidium wird von den beiden Regierungen gemeinsam bestimmt, für ein Mitglied 
des Universitätsrats besteht ein Vorschlagsrecht der Regenz.  

Innerhalb des vom Staatsvertrag gesetzten Rahmens ist die Festlegung der inneren Organisation, 
der Abläufe und der Kompetenzen der universitären Organe Sache des Universitätsrates. Nament-
lich erlässt er eigenständig ein Statut (SG 440.110) über das Zusammenwirken der universitären 
Organe, eine Finanzordnung (SG 442.100), eine Personalordnung (SG 441.100), eine Gehaltsord-
nung (SG 441.150), eine Gebührenordnung (SG 442.600) und eine Ordnung über Nebentätigkei-
ten, Vereinbarungen mit Dritten und Verwertung von geistigem Eigentum im Rahmen der universi-
tären Tätigkeit (SG 441.200). 

4.4. Koordination im Bereich der medizinischen Lehre und Forschung 

Als spezielles Gremium zwischen Regierungsrat und Universitätsrat fungiert der tripartit besetzte 
Steuerungsausschuss Medizin (SAM). Der Universitätsrat einerseits und die zuständigen Organe 
im Gesundheitswesen andererseits sorgen im Rahmen des SAM gemeinsam für Regelungen zum 
Zweck der strategischen Steuerung zwischen der medizinischen Lehre und Forschung und der 
medizinischen Dienstleistung. Bei der Definition des Forschungsportfolios wird die nationale Auf-
gabenteilung im Rahmen der hochspezialisierten Medizin einbezogen. Das Zusammenwirken der 
Universität und der leistungsbeziehenden Spitäler wird in spezifischen Leistungsvereinbarungen 
geregelt. 

4.5. Koordination im Immobilienbereich 

Um der zunehmenden Komplexität im Bereich der Immobilienkosten und der Immobiliensteuerung 
Rechnung zu tragen, wird die Vereinbarung über das Immobilienwesen der Universität Basel (SGS 
664.12) per 2022 erneuert. In Ergänzung zum Staatsvertrag werden dort namentlich die Grunds-
ätze für Neuinvestitionen, das Mietmodell sowie die Verwendung der Mittel aus dem Ausbaufonds 
geregelt. Seit 2019 übernimmt zudem ein tripartit besetztes Immobiliengremium die Abstimmung 
der Interessen zwischen den Trägerkantonen und der Universität. Das Fachgremium berät den 
Universitätsrat und die Trägerkantone in allen strategie- und kostenrelevanten Immobiliengeschäf-
ten.  

5. Kooperationen und Beteiligungen 

Gemäss Staatsvertrag kann die Universität Basel Beteiligungen und Kooperationen eingehen. Die 
Kompetenz dafür liegt beim Universitätsrat, sofern keine Erhöhung des Globalbeitrags durch die 
Trägerkantone nötig wird. 

Die Trägerkantone begrüssen eine offensive Strategie insbesondere für die Kooperationen mit an-
deren hochrangigen Wissenschaftsinstitutionen im In- und Ausland zur Stärkung des Forschungs- 
und Wirtschaftsstandorts der Region, zwecks Profilschärfung in Bezug auf die strategische Schwer-
punktsetzung und zur Nutzung von Synergiepotenzialen.  

6. Vorgaben zum Berichtswesen und zur Revision 

6.1. Berichterstattung 

Das Reporting zur Erfüllung der Eigentümerstrategie erfolgt im Rahmen der Berichterstattung zum 
Leistungsauftrag (Ziff. 2 des Leistungsauftrags). Werden im Rahmen der Berichterstattung Fehl-
entwicklungen festgestellt, werden diese im Rahmen des Eigentümergesprächs thematisiert; ge-
mäss den im Staatsvertrag geregelten Zuständigkeiten werden Korrekturmassnahmen eingeleitet. 

https://www.gesetzessammlung.bs.ch/app/de/texts_of_law/440.110
https://www.gesetzessammlung.bs.ch/app/de/texts_of_law/442.100
https://www.gesetzessammlung.bs.ch/app/de/texts_of_law/441.100
https://www.gesetzessammlung.bs.ch/app/de/texts_of_law/441.150
https://www.gesetzessammlung.bs.ch/app/de/texts_of_law/442.600
https://www.gesetzessammlung.bs.ch/app/de/texts_of_law/441.200
http://bl.clex.ch/app/de/texts_of_law/664.12
http://bl.clex.ch/app/de/texts_of_law/664.12
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6.2. Revisionsstelle und Rechnungslegung 

Der Universitätsrat wählt eine Revisionsstelle und leitet Rechnung und Revisionsbericht jedes Jahr 
spätestens am 30. April den Regierungen zu. Das Revisionsmandat sollte spätestens nach acht 
Jahren an eine neue Revisionsstelle vergeben werden. Die Finanzkontrollen der Kantone haben 
jederzeit das Recht, von der Universität und von der Revisionsstelle Auskünfte zu verlangen.  

Die Universität verwendet bei der Rechnungslegung den Standard Swiss GAAP FER. 

7. Schlussbestimmungen 

Die vorliegende Eigentümerstrategie tritt per 1. Januar 2022 in Kraft und ersetzt diejenige vom 
19. Dezember 2017.  

Die Kantone prüfen den Stand der Umsetzung der Eigentümerstrategie jährlich zusammen mit der 
Berichterstattung zum gültigen Leistungsauftrag. Die Überprüfung der Eigentümerstrategie findet 
in der Regel alle 4 Jahre parallel zur Erneuerung des Leistungsauftrags statt. Die Regierungen der 
Trägerkantone legen durch gleichlautende Beschlüsse die angepasste gemeinsame Eigentü-
merstrategie fest und veröffentlichen diese nach Massgabe der jeweils geltenden kantonalen 
rechtlichen Grundlagen. 
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Beilagen 

- Vertrag zwischen den Kantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt über die gemeinsame Trä-
gerschaft der Universität Basel vom 27. Juni 2006. 

- Leistungsauftrag 2022-2025 der Kantone Basel-Landschaft und Basel-Stadt an die Universität 
Basel.  

 

Ergänzende Dokumente 

– Bundesgesetz über die Förderung der Hochschulen und die Koordination im schweizeri-
schen Hochschulbereich (Hochschulförderungs- und Koordinationsgesetz HFKG), vom 30. 
September 2011 (SR 414.20). 

– Schweizerisches Hochschulkonkordat (www.edk.ch). 
– Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen im Hochschulbereich (ZASV) vom 26. Feb-

ruar 2015 (SR 414.205). 
– Interkantonale Universitätsvereinbarung IUV vom 20. Februar (www.edk.ch, derzeit in Revi-

sion). 
– Gemeinsame Trägerschaft der Universität Basel, bikantonaler Bericht vom 27. Juni 2006. 
– Vereinbarung zwischen dem Kanton Aargau und der Universität Basel betreffend Aufbau und 

Betrieb eines Center of Excellence for Nanoscience and Nanotechnology: Swiss Nano Cen-
ter vom 9. November 2005. 

– Strategie 2022–2030 der Universität Basel vom 19. September 2019 (www.unibas.ch). 

 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20070429/index.html
https://www.edk.ch/dyn/11662.php
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20143159/index.html
https://www.edk.ch/dyn/14323.php
https://www.unibas.ch/de/Universitaet/Portraet/Strategie.html
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